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Beklagte und Revisionsbekl7gte.

Der 42. Senat des Bunäessozialgerichts hat am

20. Oktober 4974 ohne mündliche Verhandlung'
durch

Bundesrichterin G e y s e r
-Vorsitzender—,

Bundesrichter Dr. Friederichs,

Bundesrichter B u r g e r ,
Bundessozialrichter Dr. S c h u p p und

Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
:

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 2. Juli 4979

wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.
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Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob die Zeit,-in der-

der Kläger in den Jahren 1945 und 4946 im Internierungs—

leger Dachau festgehalten wurde, als Ersetzzeit anzurech—

nen ist.

Der 4905 geborene Kläger war nach seinen Angaben Soldat».
bei der Frontleitstelle III Ost. Er wurde laut Entl ssungs»
schein der US—Kontrollkommission am 47. Juni 1945 rus der

Kriegsgefnngenschnft entlassen. Anschließend befand er sie?

‚zu Haus .qu h einigen Wochen wundewern■estgenemmen u de.

im Internierungslager Dachau "als Mitglied der RSHA“
(Reichssicherheitshauptemt3 inhaftiert. Laut "Entlissungsf

schein für Zivilpersonen” wurde er dort am 9. September
4946 entlassen. ‘

Die Beklagte rechnete im Bescheid vom 2. September 4968

über die Gewährung des Altersruhegeldes die Zeit der

Inheftierung in Dachau nicht rentensteigernd an;?
.

Der Kläger meint unter Hinweis auf Auskünfte des Bundes-ft“

archive, Zentralnachweisstelle‚ Kornelimünster u.a.7

diese Zeit müsse als Ersatzzeit berücksichtigt werden;

er sei Wehrmachtsangehöriger, aber nie Angehöriger des

RSHAgewesen. ' "

Das Sozialgericht (SG, Koblenz hat die Klage abgewiesen
(Urteil vom 49. September 4969), das Lendessozinlgericht

Rheinland-Pfalz (LSG) die Berufung zurückgewiesen. Die

Revision wurde zugelassen (Urteil vom 2. Juli 4970}.
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Das LSG hat Kriegsgefangensohaft während der strittigen Zeit
verneint, weil der Kläger erst nach seiner Entlassung aus der

Kriegsgefangenschaft und nicht wegen der Zugehörigkeit zu einem

militärischen Verband, sondern — wenn auch infolge eines Irrtums

der inhaftierenden Macht — wegen der angenommenen Zugehörigkeit

zum RSHA und der damit pauschal verbundenen Vermutung von Kriegs-

verbrechen inhaftiert worden sei. Die Zeit der Inhaftierung könne

auch nicht als eine an Kriegsgefangenschaft anschließende Zeit

unverschuldeter Arbeitslosigkeit angerechnet werden; denn der

Kläger sei nicht arbeitslos gewesen, weil er während der In—

haftierung der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung gestanden

habe (% 28 Abs. 4 Nr. 4 des Augestelltenversicherungsgesetzes
—AVG-}._Die streitige Zeit könne auch nicht als Zeit der Inter—

„?332398angerechnetwerden,.weil.der Kläger eich? iq_éezus.cuf
diese Zeit Heimkehrer im Sinne des Heimkehrergesetzes sei

(% 28 Abs. 4 Nr. 2 AVG).

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben und

unter Abänderung des angefochtenen Bescheides

vom 2. September 4968 die Beklagte zu verurteilen,
eine Rente unter Anerkennung der Zeit von August 4945

bis September 4946 als Ersatzzeit zu gewähren.

Der Kläger ist der Ansicht, der Status eines KriegSgefangenen

sei denjenigen zuzusprechen, die wegen militärischen Dienstes

festgehalten worden seien. Ursäohlich für die Gefangenschaft
sei der geleistete Dienst, nicht die Zugehörigkeit zu einer

'militärischen Einheit im Zeitpunkt der Gefangennahme.Deshalb
sei er während der streitigen Zeit Kriegsgefangener gewesen,
weil er wegen seiner Zugehörigkeit zur Wehrmacht, Frontleit—

stelle III, festgehalten worden sei. Abgesehen davon seien

die Voraussetzungen einer Intern1erung im Sinne des % 28 Abs. 4
Nr. 2 AVG erfüllt „„„„ ......._„„„„„..-w: W.;-_
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Beide Beteiligten sind mit einer Entscheiduhß“äurchu

Urteil ohne mündliche Verhandlung„einverstenden.„;

(@ 424 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG■Ö}ÄE?

II

Die Revision ist nicht begründet.

Der Senat hat bereits entschieden, déß die Fest—

“heltung eines Versicherten durch die Besetzungs—t;
.

‘macht aus politischen Gründen-(automatischer‘frrestjl

nicht als Ersetzzeit der KriegsgefengeneChäft nach I

g 4954 Abs. 4 Nr. 4 nvo angerechnet werden kann '"
(SozR Nr. 47 zu % 1254 RVG). “"“ 4“‘*

Daraus, daß der Kläger nach dem "Entlassungsscheinii

für Zivilpersonen aus dem Internierungsleger Dachau“

als “Mitglied des RSHA” inhaftiert war, ergibt sich„

daß er, wie das LSGzu Recht festgestellt hat, aus f
politischen Gründen im Zuge der Entnezifiziemungz-if

und nicht wegen seiner Eigenschaft als Soldat feet—p

gehalten wurde. In der ”Anlage Zum Gesetz zur.Be—jfüi

freiung von Nationalsozielismus und Militarismus'

vom 5. 5.1946 (Bay. GVBl 4946‚145}‚ Teil A, sind in f

Gruppe A "Deutscher Geheimdienst einschließlich

Abwehrämter (milit. Amt)" unter Klasse II ?} 'elle

nicht unter Klasse I fallenden Offiziere und son—

stiges Personal des RSHA, seiner Organisationen nnd,“

der Dienststellen, die dem RSHA direkt unterstellt
.

weren' , aufgeführt. Die Eingruppierung in K]? se II_,

bedeutete, daß die davon erfäßten Personen feuf

_ 5 -
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Grund widerlegberer Vermutung in die Gruppe der Belasteten

eihzureihen" waren (siehe "Anlage”, Teil A). Gegen die

“Belasteten” (Art. 4 des Gesetzes) war als "Sühnemaßnahme"

die Ein■ei3ung in ein Arbeitslager vorgesehen; "politische

Haft nach dem 8. Mai 4945" konnte angerechnet”nerden““ "‘“‘

(Art. 16 Nr. 1 des Gesetzes). }

Die Haft des Klägers beruhte danach auf politischen Gründen.

Daran ändert nichts, daß der Kläger möglicherweise nicht zum

"... sonstigen Personal des RSHA, seiner Organisationen und

der Dienststellen, die dem RSHA direkt unterstellt waren",

gehörte. Es besteht kein Reohtsgrund, seine Haft deshalb als

Kriegsgefangenschaft nach 5 28 Abs. 4 Nr. 4 AVG anzusehen.
Insbesondere besteht kein Anhalt, daß er, wenn er nicht für

ein “Mitglied des RSHAQ gehalten worden wäre, wieder als

Soldat in Kriegsgefangenscheft genommen worden wäre; denn

daraus war er am 47. Juni 1945 entlassen worden. Damit war
die Kriégsgefangenschaft im Sinne des Genfer Abkommens über

die Behandlung von Kriegsgefangenen vom 27. Juli 4929

(BGBl II 4934, 22?) beendet.

Des Begehren des Klägers könnte in der Rentenversicherung nur
berücksichtigt werden, wenn die Festhaltung in Lagern nach den
Entna£ifizierungsgesetzen ausdrücklich als Tatbestand einer
Ersatäzeit in 5 28 Abs. 4 AVG aufgenommen worden wäre. Dies ist
aber_nicht der Fall. Das Fehlen einer solchen Vorschrift kann

nicht als eine dem Gesetzgeber nicht bewußt gewesene Lücke im

GeSetz angesehen werden, die die Gerichte der Sozialgerichts—

barkeit durch ihre Rechtsprechung auszufüllen hätten. Die Fest—

haltung im zuge der Entnezifizierung als eine häufige Er—

scheinung der ersten Nachkriegszeit war dem Gesetzgeber hin—

reichend bekannt. 5 28 Abs. 4 AVGkann daher nicht im Sinne
des Klägers ausdehnend oder ergänzend angewandt werden.
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Es ist hier nicht darauf einzugehen, ob der Kläger

nach anderen Gesetzen und in anderen Gerichtsbar—

keiten Schadensersatz für_die Festhaltung verlangen

kann.

Das LSG hat auch ohne Gesetzesverletzung die Voräus—

setzungen der anderen Ersatzzeittotbestände des

5 28 Abs. 4 AVG als nicht erfüllt angesehen.

Die Revision war somit zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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